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Rechtsmittelbelehrung Abstimmungsunterlagen
Gemäss §§ 83 und 88 des Gesetzes vom 7. September 1981 über die politi-
schen Rechte (SGS 120; nachfolgend: GpR) stehen bei kantonalen Wahlen und 
Abstimmungen folgende Rechtsmittel zur Verfügung:
Wegen Verletzung des Stimmrechts oder wegen mangelhafter Vorbereitung 
und Durchführung von Abstimmungen und Wahlen kann beim Regierungsrat 
Beschwerde erhoben werden.
Beschwerden an den Regierungsrat sind innert dreier Tage seit der Entde-
ckung des Beschwerdegrunds bzw. seit der Eröffnung der Verfügung bei der 
Landeskanzlei, Rathausstrasse 2, 4410 Liestal, einzureichen, spätestens je-
doch am dritten Tag nach der ordnungsgemässen Veröffentlichung des Ergeb-
nisses im «Binninger Anzeiger».
Beim Kantonsgericht kann Beschwerde erhoben werden gegen Verfügungen, 
Handlungen und Unterlassungen des Regierungsrats wegen Verletzung des 
Stimmrechts oder wegen mangelhafter Vorbereitung und Durchführung von 
Abstimmungen und Wahlen sowie gegen Verfügungen der Landeskanzlei 
nach dem GpR. Beschwerden an das Kantonsgericht sind innert dreier Tage 
seit Eröffnung des Entscheids bzw. der Verfügung dem Kantonsgericht (Ab-
teilung Verfassungs- und Verwaltungsrecht), Bahnhofplatz 16, 4410 Liestal, 
einzureichen.
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An die Stimmberechtigten
Sehr geehrte Damen und Herren

Sie erhalten mit diesen Abstimmungsinformationen eine Vorlage, über die am 
28. September 2025 auf kommunaler Ebene abgestimmt wird:

Formulierte Volksinitiative 
«Feuerwerk mit Augenmass»

Abstimmungsfragen
Frage 1
Wollen Sie die formulierte Volksinitiative «Feuerwerk mit Augenmass» annehmen?

Frage 2
Wollen Sie den formulierten Gegenvorschlag vom 7. April 2025 annehmen?

Für den Fall, dass in der Abstimmung sowohl die Initiative als auch der Gegenvor-
schlag mehrheitlich bejaht werden:

Stichfrage
Ziehen Sie die Initiative oder den Gegenvorschlag vor?

  Initiative

  Gegenvorschlag

(Zutreffendes bitte ankreuzen)

Die Fragen 1 und 2 können beide je mit Ja oder Nein beantwortet werden. Bei 
der Stichfrage darf nur ein Feld angekreuzt werden, sonst gilt die Frage als nicht 
beantwortet.
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Empfehlung Gemeinderat und Einwohnerrat
Der Gemeinderat und der Einwohnerrat empfehlen, die formulierte Volksinitiative 
«Feuerwerk mit Augenmass» abzulehnen und den Gegenvorschlag anzunehmen. 
Für den Fall, dass sowohl Gegenvorschlag als auch Initiative angenommen wer-
den, empfehlen Gemeinderat und Einwohnerrat, den Gegenvorschlag vorzuziehen.

Resultate Abstimmung Einwohnerrat 
Der Einwohnerrat hat an seiner Sitzung vom 4. November 2024 die formulierte 
Volksinitiative «Feuerwerk mit Augenmass» für gültig erklärt und diese mit 32:3 
Stimmen bei zwei Enthaltungen in der Sache abgelehnt und den Gemeinderat 
mit der Ausarbeitung eines Gegenvorschlags beauftragt. An seiner Sitzung vom 
7. April 2025 hat der Einwohnerrat dem Gegenvorschlag des Gemeinderats in der 
vorliegenden Fassung mit 31:3 Stimmen zugestimmt.
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Das Wichtigste in Kürze
Am 12. September 2023 haben Thomas Schwarb und Konsorten die formulierte 
Initiative «Feuerwerk mit Augenmass» eingereicht. Der Einwohnerrat hat die Ini-
tiative an seiner Sitzung vom 4. November 2024 für gültig erklärt. Er hat sie in der 
Sache aber abgelehnt und den Gemeinderat beauftragt, einen Gegenvorschlag 
auszuarbeiten.
Die Initiative hat zum Ziel, das Polizeireglement in Bezug auf das Abbrennen von 
Feuerwerk anzupassen. Feuerwerke und Schiessen im Freien sollen künftig gene-
rell einer Bewilligung des Gemeinderats bedürfen. In den Nächten vom 31. Juli 
auf den 1. August, vom 1. auf den 2. August sowie vom 31. Dezember auf den 
1. Januar von 19.00 Uhr bis 1.00 Uhr soll die Bevölkerung aber in vier festzulegen-
den Zonen von je 1000 m2 Feuerwerk ohne Bewilligung abbrennen dürfen. An al-
len anderen Tagen soll der Gemeinderat Bewilligungen von Feuerwerk ausserdem 
an Umwelt-, Sicherheits- und Lärmaspekte knüpfen. Hintergrund der Initiative 
sind die negativen Begleiterscheinungen rund um Feuerwerke: hohe Feinstaub-
belastung, erhebliche Störungen für Haus- und Wildtiere, liegen gelassener Abfall 
sowie Sachschäden durch Brände oder Unfälle. Zudem wird häufig ausserhalb der 
gesetzlichen Ruhezeiten Feuerwerk gezündet, was immer wieder zu Beschwerden 
führt.

Gegenvorschlag
Der Gegenvorschlag unterstützt das Ziel der Initiative, die Bevölkerung vor über-
mässigem Lärm und Schadstoffen zu schützen, und unterstellt daher das Zünden 
von Feuerwerk sowie das Schiessen im Freien generell der Bewilligungspflicht. 
Ausnahmen sind der Nationalfeiertag und Silvester. Tagsüber und in den Nächten 
vom 31. Juli auf den 1. August, vom 1. auf den 2. August sowie vom 31. Dezember 
auf den 1. Januar würde Feuerwerk auf dem ganzen Gemeindegebiet weiterhin 
bewilligungsfrei bleiben und somit allen Binningerinnen und Binningern möglich 
sein. Bedingung ist, dass es sich um legales Feuerwerk handelt.
Der Gegenvorschlag sieht zudem vor, dass für lärmsensible Gebiete ein generelles 
Verbot von Feuerwerk erlassen werden kann. Bei Trockenheit oder anderen trifti-
gen Gründen wäre ein solches Verbot zeitlich befristet auch in weiteren Teilen der 
Gemeinde ebenfalls möglich.
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Was passiert bei Annahme der Initiative?
Bei Annahme der Initiative dürfte Feuerwerk in Binningen nur noch im Rahmen 
bewilligter öffentlicher Veranstaltungen und in speziell festgelegten Arealen ohne 
Bewilligung gezündet werden. Ausserdem wäre das Schiessen im Rahmen von 
Anlässen grundsätzlich nur mit einer Bewilligung des Gemeinderats möglich. 
Neu wäre insbesondere, dass am 1. August und an Silvester privates Feuerwerk 
ausserhalb dieser Areale verboten ist und Verstösse polizeilich geahndet werden 
müssen. Öffentliche Feuerwerke bleiben nach Annahme der Initiative mit Bewil-
ligung möglich. Das Polizeireglement würde mit den entsprechenden Regulierun-
gen angepasst.

Was passiert bei Annahme des Gegenvorschlags?
Bei Annahme des Gegenvorschlags wäre legales Feuerwerk tagsüber und in den 
Nächten vom 31. Juli auf den 1. August, vom 1. auf den 2. August sowie vom 
31. Dezember auf den 1. Januar weiterhin ohne Bewilligung auf dem gesamten 
Gemeindegebiet erlaubt. An allen anderen Tagen ist eine Bewilligung des Gemein-
derats erforderlich. Dieser kann in lärmsensiblen Zonen (mittels Verordnung) oder 
aus besonderen Gründen Feuerwerk ausserdem zeitlich begrenzt untersagen. Für 
das Schiessen im Freien (Abfeuern von Salutschüssen) ist stets eine Bewilligung 
notwendig.

Was passiert bei Ablehnung sowohl von Initiative als auch Gegenvorschlag?
Werden sowohl die Initiative als auch der Gegenvorschlag abgelehnt, bleiben die 
heutigen Bestimmungen im Polizeireglement in Kraft. Privates Feuerwerk ist wei-
terhin erlaubt, sofern kommunale Vorschriften eingehalten werden. Zusätzliche 
Einschränkungen im Polizeireglement entfallen. Die bestehenden Lärmschutzbe-
stimmungen sowie die geltenden Regelungen zur Verwendung von Feuerwerk am 
1. August und am 31. Dezember bleiben unverändert bestehen.

Was passiert bei Annahme der Initiative und des Gegenvorschlags?
Für diesen Fall müssen die Stimmberechtigten bei der Stichfrage angeben, ob die 
Initiative oder der Gegenvorschlag zum Zug kommen soll.
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Die Vorlage im Detail
Die Initiative verlangt strengere Regelungen für das Abbrennen von Feuerwerk 
im Freien. Grundsätzlich sollen Feuerwerke sowie Schiessen im Rahmen von An-
lässen (mit Schusswaffen, Böllern, Mörsern, Petarden) nur mit einer Bewilligung 
des Gemeinderats möglich sein. Ausnahmen gelten für drei bestimmte Nächte im 
Jahr (31. Juli, 1. August, 31. Dezember), jeweils von 19.00 bis 1.00 Uhr. In die-
sem Zeitraum darf Feuerwerk nur in maximal vier vom Gemeinderat festgelegten 
Arealen von je höchstens 1000 m² ohne Bewilligung gezündet werden. Speziel-
le Leuchtkörper wie Himmelslaternen bleiben aufgrund der Nähe zum Flughafen 
bundesrechtlich verboten. Der Gemeinderat soll bei Bewilligungen Umwelt- und 
Sicherheitsaspekte berücksichtigen. Bei grosser Trockenheit oder anderen Ge-
fahren darf er Feuerwerk und offene Feuer verbieten. Der Einwohnerrat hat die 
Initiative in der Sache abgelehnt und den Gemeinderat mit der Ausarbeitung des 
nun vorliegenden Gegenvorschlags beauftragt.

Zustandekommen der Initiative und Behandlung im Einwohnerrat
Am 12. September 2023 haben Thomas Schwarb und Konsorten die formulierte 
Initiative «Feuerwerk mit Augenmass» eingereicht. Die Publikation über ihr Zu-
standekommen erfolgte am 11. Januar 2024.
Am 4. November 2024 erklärte der Einwohnerrat die Initiative für gültig, lehnte 
sie in der Sache aber ab und beauftragte den Gemeinderat, einen Gegenvorschlag 
auszuarbeiten. Diesen hat der Einwohnerrat am 7. April 2025 verabschiedet und 
gemeinsam mit der Initiative der Abstimmung unterstellt.
In der politischen Debatte des Einwohnerrats ging es insbesondere um zwei Punk-
te: Erstens um die Abwägung zwischen dem Schutz vor übermässiger Lärmimmis-
sion und der Möglichkeit, den Nationalfeiertag sowie Silvester auf dem gesamten 
Gemeindegebiet mit Feuerwerk feiern zu dürfen. Und zweitens um die Abwägung 
zwischen dem Ausscheiden spezieller Areale, in denen Feuerwerk zulässig ist, und 
dem Verhindern, dass Einwohnerinnen und Einwohner ausgeschlossen werden, 
die ausserhalb solcher Areale wohnen und mit Feuerwerk feiern möchten.
Einige Fraktionen betonten, dass Vorschriften im öffentlichen Raum generell 
schwer durchzusetzen sind. Sie sehen daher keine Probleme, wenn die Polizei 
das Abbrennen von Feuerwerk ausserhalb dieser speziellen Areale ahnden muss. 
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Andere Fraktionen argumentierten, dass Kontrolle und Durchsetzung der Vor-
schriften kaum praktikabel sind, da man nicht feststellen kann, ob Feuerwerk in-
ner- oder ausserhalb eines speziellen Areals abgebrannt wird. Der Einwohnerrat 
hat schliesslich die Initiative am 4. November 2024 mit 32 zu 3 Stimmen bei 2 Ent-
haltungen in der Sache abgelehnt und den Gemeinderat mit der Ausarbeitung 
eines Gegenvorschlags beauftragt.
Am 7. April 2025 hat der Einwohnerrat den Gegenvorschlag des Gemeinderats be-
raten und in seiner jetzigen Fassung mit 31 zu 3 Stimmen verabschiedet. Der Ein-
wohnerrat weitete gegenüber dem gemeinderätlichen Vorschlag die Uhrzeiten, zu 
denen an den bewilligungsfreien Tagen Feuerwerk abgebrannt werden darf, auf 
den Nachmittag (ab 13.00 Uhr) aus. Dies vor dem Hintergrund, dass auch Kinder 
altersgerechtes Feuerwerk zünden können. Im Weiteren wünschte der Einwohner-
rat Sonderregelungen für private Feiern, die mit einer Bewilligung des Gemeinde-
rates ebenfalls möglich sein sollen. Abgesehen davon übernahm er den Vorschlag 
des Gemeinderates.
 
Gegenvorschlag
Der Gemeinderat Binningen stellt der Initiative «Feuerwerk mit Augenmass» einen 
Gegenvorschlag gegenüber. Dieser Gegenvorschlag stützt sich auf § 123 Absatz 2 
des Gemeindegesetzes sowie § 8 Absatz 2 der Gemeindeordnung Binningen und 
orientiert sich inhaltlich weitgehend am Anliegen der Initiative. Gleichzeitig stellt 
er sicher, dass das Abbrennen von Feuerwerk an den betroffenen Tagen weiterhin 
möglich bleibt und keine generelle Einschränkung für die Bevölkerung erfolgt. Er 
berücksichtigt ausserdem die Diskussionen und Anträge aus den Einwohnerrats-
sitzungen vom 4. November 2024 und 7. April 2025.
Der Gegenvorschlag übernimmt zentrale Anliegen der Initiative, insbesondere die 
Bewilligungspflicht für traditionelle Waffen und Böller am Banntag. Er folgt dem 
Ziel, Feuerwerk an bestimmten Tagen zu regeln, jedoch ohne vollständiges Verbot. 
Für lärmsensible Gebiete sieht der Gegenvorschlag die Möglichkeit von Verboten 
für das Zünden von Feuerwerk vor. Er wahrt damit die Balance zwischen Umwelt-
schutz, Sicherheitsbedürfnis und lokalen Traditionen.
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Ein generelles Feuerwerksverbot verursacht erheblichen Vollzugsaufwand, wie ein 
Blick in Gemeinden zeigt, die ein solches Verbot kennen. Liestal setzt auf Plaka-
te, Sicherheitsdienste und Verwaltungspersonal mit Bussenkompetenz, kann Ver-
stösse aber nicht flächendeckend kontrollieren. Allschwil erlaubt seit letztem Jahr 
Feuerwerk an Silvester nur auf bewilligtes Gesuch hin. Dort wurden noch keine 
umfassenden Kontrollen durchgeführt, viele Personen zündeten am 31. Dezember 
laut den Behörden aber Feuerwerk ohne Bewilligung. Zudem rechnet die Gemein-
de Allschwil mit erhöhtem Aufwand für Polizei und Verwaltung an Silvester, ins-
besondere im Hinblick auf mögliche steigende Gesuchszahlen.
Der Gegenvorschlag in Binningen verzichtet bewusst auf bewilligungsfreie Zonen 
oder ein generelles Verbot, um den Vollzugsaufwand gering zu halten und eine 
praktikable Lösung zu schaffen, ohne dabei zentrale Aspekte wie Umwelt- und 
Lärmschutz zu vernachlässigen. So erlaubt der Gegenvorschlag unter anderem die 
Möglichkeit, dass Feuerwerk für lärmsensible Zonen verboten wird. Er stellt somit 
eine ausbalancierte Alternative zur Initiative dar.
 
Konsequenzen der Volksinitiative «Feuerwerk mit Augenmass»
Die Annahme oder die Ablehnung der Volksinitiative «Feuerwerk mit Augenmass» 
hat für die Bevölkerung, aber auch für die Gemeindepolizei Binningen Konsequen-
zen.

Bei einer Annahme der Initiative mit gleichzeitiger Ablehnung  
des Gegenvorschlags
Bei Annahme der Initiative «Feuerwerk mit Augenmass» wäre das Zünden von 
Feuerwerk in Binningen künftig nur noch in speziellen Arealen bei bewilligten öf-
fentlichen Veranstaltungen gestattet. Am 1. August und an Silvester wäre privates 
Abbrennen von Feuerwerk ausserhalb der speziellen Areale nicht mehr zulässig, 
die Gemeindepolizei müsste Verstösse ausserhalb dieser Areale ahnden. Öffentli-
che Feuerwerke sowie das Schiessen im Rahmen von Anlässen könnten weiterhin 
mit entsprechender Bewilligung des Gemeinderats stattfinden. Das Polizeiregle-
ment wird entsprechend angepasst.
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Bei einer Ablehnung sowohl der Initiative als auch des Gegenvorschlags
Bei Ablehnung der Initiative und des Gegenvorschlags bleibt die derzeitige Rege-
lung in § 8 Polizeireglement bestehen, wonach es ausserhalb der traditionellen 
Anlässe (um den 1. August, Banntag und Silvester) mit Bewilligung des Gemeinde-
rats gestattet ist, Knallkörper und Feuerwerk jeder Art abzubrennen. Es gibt keine 
zusätzlichen Einschränkungen im Polizeireglement.

Bei einer Ablehnung der Initiative und Annahme des Gegenvorschlags
Bei Annahme des Gegenvorschlags wäre das Abbrennen von legalem Feuerwerk 
tagsüber (ab 13.00 Uhr) in den Nächten vom 31. Juli auf den 1. August, vom 1. auf 
den 2. August und vom 31. Dezember auf den 1. Januar ohne Bewilligung gestat-
tet, sofern es sich um legales Feuerwerk handelt. Ausserhalb dieser Nächte wäre 
Feuerwerk nur mit einer Bewilligung des Gemeinderats erlaubt. Der Gemeinderat 
hätte die Möglichkeit, für lärmsensible Gebiete ein Verbot für Feuerwerk zu er-
lassen. Zudem könnte das Abbrennen aus vorher bestimmten Gründen auf dem 
gesamten Gemeindegebiet oder Teilen davon vorübergehend untersagt werden. 
Für das Schiessen im Freien (Abfeuern von Salutschüssen) wäre eine Bewilligung 
des Gemeinderats erforderlich.

Bei einer Annahme der Initiative und des Gegenvorschlags käme es auf das Ergeb-
nis bei der Stichfrage an: Je nachdem, ob die Initiative oder der Gegenvorschlag 
obsiegt, wird das Polizeireglement entsprechend angepasst.

Fazit
Die Annahme der Initiative «Feuerwerk mit Augenmass» würde zu einer stärkeren 
Regulierung des Feuerwerks mit erlaubten Zeiten, Arealen und Bewilligungspflich-
ten führen. Die Annahme des Gegenvorschlags würde dagegen zu einer strenge-
ren Bewilligungspraxis führen und allfällige Verbote in lärmsensiblen Gebieten 
ermöglichen. Bei Ablehnung sowohl der Initiative als auch des Gegenvorschlags 
bleibt das private Abbrennen von Feuerwerk wie bisher (mit Bewilligung des Ge-
meinderates) ohne zusätzliche Einschränkungen erlaubt.
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Stellungnahme des Initiativkomitees

Feuerwerksinitiative
Für privates Abbrennen von Feuerwerken gibt es in der Schweiz keine verbriefte 
Tradition. Lange Tradition haben hingegen die Höhenfeuer vom 1. August oder ge-
meinsam organisierte Feuer in Gemeinden. Seit einigen Jahren sind Anlässe mit 
Feuerwerken immer weniger beliebt. Gründe für die zunehmende Ablehnung von 
privaten oder öffentlichen Feuerwerken sind

•	 Haustiere und wildlebende Tiere erschrecken über laute Böller und Heuler. Das 
Einhalten von Ruhe- und Schutzzeiten wird rund um den 1. August und Silves-
ter zu wenig beachtet.

•	 der Feinstaubausstoss, der durch übermässiges Abbrennen von Feuerwerken 
Höchstwerte erreicht und die Umwelt zusätzlich belastet.

•	 schwere Personenunfälle und Brände, die die Allgemeinheit belasten, vor al-
lem in der trockenen Jahreszeit.

•	 der Abfall von abgebrannten Feuerwerkskörpern landet oft in benachbarten 
Gärten, in Dachrinnen, im Friedhof und in landwirtschaftlich genutzten Wie-
sen. Er beschert Bauern und der Gemeinde zusätzlichen Aufwand.

Der überparteilichen Initiative geht es nicht um ein völliges Verbot von Feuerwer-
ken. Sie versteht das Abfeuern von Feuerwerken als Ausdruck von Freude. Aber 
sie will die Schäden und den Wildwuchs durch Feuerwerke minimieren. Darum 
fordert sie, dass der Gemeinderat sinnvolle Regeln für unsere dicht besiedelte 
Gemeinde erlässt.

Die Initiative bezweckt,
•	 dass nur noch in der Silvesternacht und zum Nationalfeiertag Feuerwerk ab-

gebrannt wird

•	 und dass Feuerwerke nur noch in definierten und geeigneten Arealen abge-
brannt werden dürfen. Welche Areale dies sind, soll der Gemeinderat festlegen.
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Die Initiative versteht sich als Durchsetzhilfe und nicht als neue rechtliche Ein-
schränkung. Wenn die neuen Regeln einfach und verständlich sind, kann die Poli-
zei diese durchsetzen. Die Bestimmung von Arealen, wo Feuerwerke abgebrannt 
werden dürfen, erleichtert die Arbeit der Polizei wesentlich.

In der Schweiz gibt es inzwischen zahlreiche Gemeinden, die ihre Bevölkerung 
bitten, auf laute Feuerwerke zu verzichten. Andere Gemeinden bezeichnen Orte, 
wo Feuerwerke abgebrannt werden dürfen (z. B. beim Schulhaus), ansonsten ist 
es verboten. Zudem gibt es Gemeinden, die Feuerwerke grundsätzlich verboten 
haben. Auch im Kanton Baselland laufen vielerorts Bemühungen für massvolle 
Feuerwerke. An einigen Orten werden privat abgebrannte Feuerwerke, an an-
deren Gemeindefeuerwerke nicht mehr als selbstverständlich hingenommen. In 
Liestal ist das Abbrennen von Knallkörpern und Feuerwerk jeder Art nur noch am  
1. August erlaubt. Ausserhalb dieser Zeit, auch an Silvester, ist das Abbrennen von 
Feuerwerk verboten. 
Die Initiative schlägt in diesem Sinne einen ausgewogenen Kompromiss vor, wie 
ihn verschiedene Gemeinden schon länger kennen. 
Der Gegenvorschlag wird hingegen kaum Verbesserungen bringen. Die geforderte 
Beschränkung auf Feuerwerk der Kategorie F1 und F2 gilt im Wesentlichen jetzt 
schon und wird am Status quo gar nichts ändern. Der Gegenvorschlag verzichtet 
auch darauf, Areale festzulegen, auf denen weiterhin Feuerwerk abgebrannt wer-
den darf. Ohne eine Areal-Definition kann das Abbrennen schwerer und extrem 
lauter Feuerwerke nicht kontrolliert, resp. verhindert werden. 
Ist das Abrennen von Feuerwerk jedoch auf bestimmte Gebiete beschränkt, so 
kann die Gemeindepolizei leichter intervenieren. Auch muss sie dann nicht bewei-
sen, dass illegales Feuerwerk abgebrannt worden ist. In diesem Sinne macht die 
Bestimmung von Abbrenn-Arealen, resp. die Beschränkung auf genau definierte 
Gebiete die heute gültige Rechtsregelung erst realisierbar.

Für Gross und Klein kann es sinnvoll sein, Feuerwerke gemeinsam abzubrennen. 
Gemeinsames Feiern trifft den Kern des Nationalfeiertages und stärkt das Zusam-
mengehörigkeitsgefühl. Auf festgelegten Arealen ist die Sicherheit besser ge-
währleistet und das Aufräumen für alle leichter.
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Stellungnahme des Gemeinderates
Der Gemeinderat lehnt die formulierte Volksinitiative «Feuerwerk mit Augenmass» 
ab und empfiehlt den Stimmberechtigten, mit Nein zu stimmen und den Gegen-
vorschlag anzunehmen. Die Gründe hierfür sind vielfältig und stützen sich auf 
den Grundsatz, die Bevölkerung vor Lärmimmission besser zu schützen, indem 
das Zünden von Feuerwerk generell bewilligungspflichtig ist. Am Nationalfeiertag 
sowie an Silvester sollen jedoch alle Binningerinnen und Binninger ohne Bewilli-
gung erlaubtes Feuerwerk zünden dürfen.

Schutz und Toleranz: Beides ist wichtig
Der Gemeinderat unterstützt grundsätzlich den Schutz der Bevölkerung vor über-
mässigen Lärm- und Schadstoffemissionen durch Feuerwerk. Allerdings sieht er 
die in der Initiative geforderte Begrenzung auf maximal vier 1000 m² grosse, fest-
gelegte Abbrennzonen kritisch. Diese Regelung wäre schwer durchsetzbar, da 
Verstösse nur mit erheblichem Polizeiaufwand geahndet werden könnten. Zudem 
ist oft nicht eindeutig feststellbar, wo ein Feuerwerk abgebrannt wurde. Ein ent-
sprechendes Kontrollwesen würde dem Gedanken eines friedlichen und toleran-
ten Nationalfeiertags oder Silvesterabends widersprechen.

Alle Bewohnerinnen und Bewohner gleichbehandeln
Die Einführung fester Abbrennzonen würde ausserdem zu einer subjektiven Aus-
wahl führen, da die Wahrnehmung von Lärm individuell ist. Dadurch würden Per-
sonen, die ausserhalb dieser Zonen wohnen, benachteiligt, was zu Ungleichbe-
handlung und Unmut führen könnte. Der Gemeinderat spricht sich daher für eine 
gemeindeweit einheitliche Lösung aus, die es allen Einwohnerinnen und Einwoh-
nern erlaubt, an bewilligungsfreien Nächten Feuerwerk abzubrennen.

Feuerwerksverbot schwer durchsetzbar
Ein Blick auf andere Gemeinden zeigt, dass viele bereits Regelungen haben, die 
Feuerwerk an Nationalfeiertag und Silvester erlauben. In Muttenz, Birsfelden, 
Laufen, Pratteln, Reinach, Ettingen und Oberwil darf man an diesen Tagen be-
willigungsfrei Feuerwerk zünden. Andere Gemeinden wie Liestal und Allschwil 
haben strengere Vorschriften mit Bewilligungspflichten an Silvester, was jedoch 
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zu einem erhöhten Kontrollaufwand führt. Die Erfahrungen aus Liestal zeigen aus-
serdem, dass ein Feuerwerksverbot schwer durchzusetzen ist. Die Stadt verteilt 
zwar Verwarnungen und führt Sicherheitskontrollen durch, doch Verstösse lassen 
sich nicht flächendeckend ahnden. Der Verwaltungsaufwand umfasst das Stellen 
von Verbotsschildern, Veröffentlichungen in Amtsblättern sowie den Einsatz eines 
Sicherheitsdienstes und Ordnungsbussen. Trotz dieser Massnahmen bleibt die 
Tendenz zum Zünden von Feuerwerk hoch.
In Allschwil schätzt die Polizei, dass auch nach der kürzlich erfolgten Einführung 
der Bewilligungspflicht viele Menschen trotzdem Feuerwerk abbrannten. Eine 
flächendeckende Kontrolle war nicht möglich. Nur wenige holten sich eine Be-
willigung, während andere sich nicht an die Vorschriften hielten. Für kommende 
Silvesterabende erwartet die Gemeinde einen signifikanten Mehraufwand für die 
Polizei.
Auch ist in Allschwil der Verwaltungsaufwand für die Bewilligungen gestiegen. So 
hat die Gemeinde im ersten Jahr nach Einführung der Bewilligungspflicht 21 Be-
willigungen erteilt, für das Folgejahr wird mit einer deutlichen Zunahme gerech-
net. Die Busse für einen Verstoss beträgt 100 Franken.
Hinsichtlich des Abfallaufkommens zeigt sich, dass die Reinigungskräfte in Binnin-
gen an den Folgetagen von 1. August und 31. Dezember zwar mehr zu tun haben, 
dieser grössere Aufwand aber im Rahmen der Erwartungen bleibt.

Fazit des Gemeinderats
Der Gemeinderat anerkennt das Bedürfnis der Bevölkerung nach Schutz vor über-
mässiger Lärmbelastung. Er bevorzugt aber mit dem Gegenvorschlag zur Initiative 
eine durchsetzbare und moderate Regelung, die die Aufrechterhaltung der Feuer-
werkstradition ermöglicht, sich dabei aber trotzdem an den bestehenden Vorgaben 
in den meisten anderen Gemeinden orientiert, alle Bewohnerinnen und Bewohner 
gleichbehandelt und keinen übermässigen Verwaltungsaufwand verursacht.
Der Gemeinderat empfiehlt Ihnen, die formulierte Volksinitiative «Feuerwerk mit 
Augenmass» abzulehnen und den Gegenvorschlag anzunehmen.
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Debatte im Einwohnerrat
Der Einwohnerrat hat das Geschäft Nr. 28 Volksinitiative «Feuerwerk mit Augen-
mass» anlässlich der Sitzung vom 4. November 2024 beraten. Die Argumente für 
und gegen die Zustimmung zur Volksinitiative können aus der Geschäftsberatung 
wie folgt zusammengefasst werden:

Pro (für Einschränkungen von Feuerwerk)
	– Die Initiative stellt bereits einen Kompromiss dar, da Feuerwerk weiterhin er-

laubt bleibt, jedoch mit Einschränkungen bei der Lautstärke (nur F1, F2).

	– Reduktion von Lärm schützt Wildtiere, Haustiere und Menschen mit posttrau-
matischen Belastungsstörungen. Besonders sensible Gruppen wie Flüchtlinge 
mit Kriegserfahrungen leiden unter dem lauten Knallen.

	– Weniger Umweltbelastung durch Feinstaub und Müll. Feuerwerksreste landen 
oft in Gärten, auf Hausdächern oder öffentlichem Grund, ohne dass Verursa-
cher zur Verantwortung gezogen werden.

	– Vorschriften sind zwar schwer durchzusetzen, aber das gilt für viele Regelun-
gen im öffentlichen Raum. Verkehrs- und Lärmschutzgesetze existieren trotz 
teilweiser Missachtung und erfüllen ihren Zweck.

	– Lärmsensible Gebiete wie Naturschutzareale oder Altersheime sollen beson-
ders geschützt werden. Tiere können durch laute Knallgeräusche in Panik ge-
raten und sich verletzen.

	– Eine klare Definition im Polizeireglement kann für bessere Verständlichkeit und 
Umsetzbarkeit sorgen, um Streitigkeiten zu vermeiden.

Kontra (gegen stärkere Einschränkungen)
	– Feuerwerke sind eine langjährige Tradition, besonders an Nationalfeiertagen 

und Silvester. Diese Tradition hat kulturellen Wert und wird von vielen Men-
schen geschätzt.

	– Besonders Kinder freuen sich auf Feuerwerke, und Einschränkungen können 
die Freude an Festtagen schmälern.

	– Eine Begrenzung auf wenige Feuerwerkszonen (je 1000 m²) kann zu überfüllten 
Bereichen führen und das Unfallrisiko erhöhen, insbesondere für Kinder.
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	– Eine komplizierte Regelung kann Verwirrung stiften. Wenn Feuerwerk im Han-
del frei verfügbar ist, aber örtlich unterschiedlich gehandhabt wird, entsteht 
Unsicherheit.

	– Kontrolle und Durchsetzung der Beschränkungen sind kaum praktikabel. Es 
wäre schwierig, festzustellen, ob ein Feuerwerk aus einer erlaubten oder ver-
botenen Zone abgefeuert wurde.

	– Der vom Einwohnerrat beschlossene Gegenvorschlag bietet eine ausgewoge-
nere Lösung, die Rücksicht auf Umwelt, Anwohnerinnen und Anwohner und 
Traditionen nimmt, ohne zu stark einzugreifen.

Resultate Abstimmung Einwohnerrat
Der Einwohnerrat hat an seiner Sitzung vom 4. November 2024 die formulierte 
Volksinitiative «Feuerwerk mit Augenmass» für gültig erklärt, in der Sache aber 
abgelehnt. Er hat den Gemeinderat mit der Ausarbeitung eines Gegenvorschlags 
beauftragt (Beschluss Nr. 3 zu Traktandum 5, Geschäft Nr. 28).

Der Einwohnerrat hat dem vorliegenden Gegenvorschlag am 7. April 2025 mit 
31 zu 3 Stimmen zugestimmt. Er empfiehlt dem Stimmvolk mit 27 zu 7 Stim-
men, den Gegenvorschlag anzunehmen.

Ausführliche Einwohnerratsprotokolle

Protokoll der Sitzung vom 4. November 2024
www.binningen.ch/ER_20241104

Protokoll der Sitzung vom 7. April 2025
www.binningen.ch/ER_20250407
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Formulierte Volksinitiative  
«Feuerwerk mit Augenmass»
Die unterzeichnenden, in Binningen stimmberechtigten Schweizer Bürgerinnen 
und Bürger verlangen gestützt auf § 7 der Gemeindeordnung Binningen, dass das 
Polizeireglement der Gemeinde Binningen wie folgt geändert wird:

§ 8 Feuerwerk und Schiessen im Freien
1 Feuerwerke und Schiessen im Rahmen von Anlässen (mit Schusswaffen, Ge-
schützen, Mörsern, Böllern, Petarden) im Freien erfordern eine Bewilligung des 
Gemeinderats.
2 Der Start von Himmelslaternen und Ballons mit angehängten Teelichtern ist we-
gen der Flughafennähe bundesrechtlich verboten.
3 Für die Nächte vom 31. Juli auf den 1. August, vom 1. auf den 2. August sowie 
vom 31. Dezember zum 1. Januar von 19.00 bis 1.00 Uhr legt der Gemeinderat 
Areale fest, in welchen Feuerwerk ohne weitere Bewilligung abgebrannt werden 
darf. Ein Gebiet darf nicht grösser als 1000 m2 sein und es dürfen nicht mehr als 
vier Gebiete für Feuerwerke festgelegt werden.
4 Der Gemeinderat beachtet bei der Beurteilung von Bewilligungen die Interessen 
der Gesamtbevölkerung, die Folgen für Flora und Fauna, die Brandgefahren, die 
Lärmbelastung, die Luftverschmutzung, die Bodenverschmutzung und die Abfall-
entsorgung.
5 Bei grosser Trockenheit oder aus anderen höheren Interessen kann der Gemein-
derat das Abbrennen von Feuerwerk und offene Feuer auf dem ganzen Gemeinde-
gebiet verbieten.
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Gegenvorschlag vom 7. April 2025
Der Einwohnerrat Binningen beschliesst:
Das Polizeireglement der Gemeinde Binningen vom 29. Juni 2015 (Fassung vom 
1. August 2022) wird wie folgt geändert:

§ 8 Abbrennen von Feuerwerk, Abs. 1 (geändert), 2 (neu), 3 (neu), 4 (neu) 
und 5 (neu)
1 Das Abbrennen von Feuerwerk ist in den Nächten vom 31. Juli auf den 1. Au-
gust, vom 1. August auf den 2. August sowie vom 31. Dezember auf den 1. Januar 
jeweils zwischen 13.00 Uhr und 1.00 Uhr bewilligungsfrei gestattet, sofern es sich 
um legales Feuerwerk handelt.
2 Ausserhalb der Nächte gemäss Abs. 1 ist das Abbrennen von Feuerwerk ver-
boten. Es ist jedoch im Rahmen von öffentlichen und privaten Anlässen mit vor-
gängiger Bewilligung des Gemeinderats zulässig. Ein Gesuch kann von der Ge-
meinde, der Bürgergemeinde sowie von privaten Personen und Organisationen 
gestellt werden. Der Gemeinderat beachtet bei der Beurteilung von Gesuchen die 
Interessen der Gesamtbevölkerung, die Folgen für Flora und Fauna, die Brand-
gefahr, die Lärmbelastung, die Luftverschmutzung, die Bodenverschmutzung und 
die Abfallentsorgung.
3 Der Gemeinderat kann für lärmsensible Gebiete in der Verordnung ein generelles 
Verbot für Feuerwerk erlassen.
4 Bei grosser Trockenheit oder aus anderen wichtigen Gründen kann der Gemein-
derat das Abbrennen von Feuerwerk und offenem Feuer auf dem ganzen Gemein-
degebiet oder in bestimmten Gebieten zeitlich befristet verbieten.
5 Das Steigenlassen von Himmelslaternen und Ballons mit angehängten Teelich-
tern ist verboten.
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§ 8a Schiessen im Freien
1 Das Schiessen im Freien (Abfeuern von Salutschüssen) bedarf einer Bewilligung 
des Gemeinderats. Es ist im Rahmen von öffentlichen und privaten Anlässen zuläs-
sig. Ein Gesuch kann von der Gemeinde, der Bürgergemeinde sowie von privaten 
Personen und Organisationen gestellt werden. Die Bewilligung kann mit Auflagen 
verbunden werden.
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Wahllokal
Standort
Gemeindeverwaltung, Curt Goetz-Strasse 1

Öffnungszeiten
Sonntag, 28. September 2025, 9.00 bis 11.00 Uhr
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Redaktionsschluss: 1. Juli 2025
Auflage: 10 500 Exemplare


	Das Wichtigste in Kürze
	Die Vorlage im Detail
	Stellungnahme des Initiativkomitees
	Stellungnahme des Gemeinderates
	Debatte im Einwohnerrat
	Formulierte Volksinitiative «Feuerwerk mit Augenmass»
	Gegenvorschlag vom 7. April 2025
	Wahllokal

